
Jugendstrafrecht Entscheidungen

net war, die nach �berweisung gem. § 67a StGB in der
Unterbringung nach § 63 StGB vollzogen wurde.

LG Hagen, Urt. v. 27.02.2019 – 52 KLs-400 Js 381/08-24/08

Mitgeteilt von RA Dr. Adam Ahmed, M�nchen.

Anm. d. Red.: Vgl. auch BGH StV 2010, 509.

Widerruf nach Ablauf der Bew�hrungszeit
JGG § 26

Ein Bew�hrungswiderruf nach Ablauf der Bew�hrungszeit
verst�ßt jedenfalls dann gegen den Grundsatz des Vertrau-
ensschutzes,wenndiesernichtbinneneinerangemessenen
Frist erfolgt und dem Verurteilten kein ausdr�cklicher und
nachweisbarer Hinweis darauf gegeben wurde, dass ein
Bew�hrungswiderruf nach Ablauf der Bew�hrungszeit
m�glich ist und der rechtskr�ftige Abschluss eines neuen
Verfahrens abgewartet werden soll.

LG Trier, Beschl. v. 21.06.2018 – 2a Qs 16/18 jug.

Mitgeteilt von RA Christoph R�hlmann, D�ren.

Anm. d. Red.: S. dazu auch OLG Koblenz VRS 72, 288, Beschl. v.
21.06.2006 – 1 Ws 379/06 und v. 15.07.2013 – 2 Ws 452/13,
juris; OLG Hamm StV 1985, 198; OLG Stuttgart StV 1985,
380; BVerfGK 20, 260 = NJW 2013, 2414.

Wiedereinreiseverbot als
Bew�hrungsweisung
JGG §§ 88 Abs. 6, 23, 59 Abs. 2; Freiz�gigG/EU § 6

Unzul�ssigkeit eines Verbots, in das Bundesgebiet wieder
einzureisen, dort durchzureisen oder sich dort aufzuhal-
ten, als Bew�hrungsweisung.

LG Aachen, Beschl. v. 04.06.2018 – 99 Qs 70 Js 3764/17-6/18

Aus den Gr�nden: Durch Beschl. des AG Heinsberg v.
21.02.2018 wurde der Vollzug der Reststrafe aus dem Urt. des
AG D�sseldorf [...] – durch welches gegen den Bf. unter Anrech-
nung der erlittenen U-Haft auf eine Einheitsjugendstrafe von 1 J.
8 M. erkannt worden ist – zu Bew�hrung ausgesetzt. Die Bew�h-
rungszeit wurde auf 2 J. festgesetzt. Dem Bf. wurde im Rahmen der
Weisungen u.a. verboten, f�r die Dauer der Bew�hrungszeit in das
Gebiet der Bundesrepublik Deutschland einzureisen, dort durchzu-
reisen oder sich dort aufzuhalten. Dar�ber hinaus wurde die natio-
nale Ausschreibung zur Aufenthaltsermittlung angeordnet.

Der Bf. hat sich mittels Beschwerde gegen das Verbot, f�r die Dauer
der Bew�hrungszeit in das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland
einzureisen, dort durchzureisen oder sich dort aufzuhalten, gewen-
det. Im �brigen wurde der Beschl. nicht angegriffen.

Die zul�ssige Beschwerde ist begr�ndet.

Es handelt sich bei dem Verbot zur Wiedereinreise in das Ge-
biet der Bundesrepublik Deutschland um eine Weisung nach
§ 88 Abs. 6 i.V.m. § 23 JGG, die ohne die Aussetzung des Res-
tes der Jugendstrafe nach § 88 JGG im �brigen zu ber�hren,
gem. § 59 Abs. 2 S. 1 a.E. JGG angefochten werden kann.

Die Weisung war ersatzlos aufzuheben, da sie gesetzeswidrig
i.S.v. § 59 Abs. 2 S. 2 JGG war. Gesetzeswidrig sind demnach
Anordnungen, die dem sachlichen Recht entgegenstehen,
unverh�ltnism�ßig oder unzumutbar sind oder sonst die
Grenzen des einger�umten Ermessens �berschreiten (vgl.

Eisenberg-JGG, 20. Aufl. 2018, § 59 Rn. 23). Bei der Frage,
ob die Weisung gesetzeswidrig ist, ist zun�chst zu ber�cksich-
tigen, dass grunds�tzlich Weisungen nach § 88 Abs. 6 JGG
vorrangig dazu dienen sollen, dem Entlassenen die erste Zeit
in der Freiheit zu erleichtern und existenzielle Probleme zu
�berwinden (vgl. Eisenberg a.a.O., § 88, Rn. 36). Inwiefern
die angefochtene Weisung diesem Ziel entsprechen kann,
wird in dem anordnenden Beschluss nicht n�her dargelegt.
Zwar verkennt die Kammer nicht, dass andere Weisungen ne-
ben der Weisung zur Wohnsitznahme bei der Mutter in den
Niederlanden nicht in Betracht kamen, da bei Erf�llen dieser
Weisung keine weitere Einflussnahme durch deutsche Beh�r-
den oder Einrichtungen m�glich und sinnvoll erscheint. Al-
lerdings kann dies nicht zum Anlass genommen werden, letzt-
lich ein Ein- und Durchreiseverbot auszusprechen.

Insoweit ist zu ber�cksichtigen, dass sich der Bf. als EU-B�r-
ger aufgrund der Freiz�gigkeit grunds�tzlich frei im gesamten
EU-Gebiet bewegen und aufhalten darf und somit auch in
das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland ein- und ausrei-
sen darf. Zum anderen ist zu beachten, dass der Entscheidung
des OLG K�ln v. 25.05.2009 – 2 Ws 243/09 [StraFo 2009,
469] ein anders gelagerter Sachverhalt zugrunde lag, bei dem
es sich um einen rum�nischen EU-B�rger handelte, der weder
der deutschen Sprache m�chtig war, noch Verbindungen nach
Deutschland hatte. Im vorliegenden Fall hingegen soll der Bf.
in C./NLWohnsitz nehmen. Bei den Niederlanden handelt es
sich um einen Anrainerstaat und bei C. um eine niederl�ndi-
sche Stadt, die direkt an der Grenze zur Bundesrepublik
Deutschland liegt. Dar�ber hinaus beherrscht der Bf. auch
nach den Ausf�hrungen des AG die deutsche Sprache in
Wort und Schrift. Es kann daher nicht, wie in der o.g. Ent-
scheidung des OLG K�ln davon ausgegangen werden, dass die
angegriffene Weisung im Interesse des Bf. liegt.

Dar�ber hinaus ist zu ber�cksichtigen, dass es zwar nach § 6
Abs. 1 Freiz�gG/EU die M�glichkeit gibt, einem EU-B�rger
die Einreise und den Aufenthalt zu verweigern, und dass
auch strafrechtliche Verurteilungen – allerdings nur unter
den in § 6 Abs. 2 Freiz�gG/EU genannten Umst�nden –
bei dieser Entscheidung herangezogen werden k�nnen. Die
Kompetenz f�r derartige Entscheidungen obliegt jedoch den
zust�ndigen Ausl�nderbeh�rden und nicht dem zur Ent-
scheidung nach § 88 JGG berufenen Gericht.

Dem Bf. muss indes klar sein, dass er im Falle weiterer Straftaten in
der Bundesrepublik Deutschland mit dem Widerruf der Ausset-
zung des Restes der Jugendstrafe zu rechnen hat.

Die Anordnung der nationalen Ausschreibung zur Aufenthaltser-
mittlung war in der Folge ebenfalls ersatzlos aufzuheben, da hierf�r
aufgrund des Vorstehenden keinerlei Anlass besteht. [...]

Mitgeteilt von RA Peter Sch�fer, Aachen.

Jugendstrafe wegen Schwere der Schuld
JGG § 17 Abs. 2 Alt. 2; StGB § 239 Abs. 3 Nr. 1

Jugendstrafe wegen der Schwere der Schuld kommt au-
ßerhalb von Kapitalverbrechen nur in Betracht, wenn das
Tatopfer (hier: einer Freiheitsberaubung) besonderes Leid
erlitten hat.

AG Waldshut-Tiengen, Urt. v. 14.01.2019 – 2 Ls 22 Js 1928/17
jug.
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